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A. Bericht des Abgeordneten Rösing 


Die Bundesregierung hat dem Bundestag den Ent- 
wurf einer Verordnung auf Grund des Artikels 79 
Abs. 3 des Vertrages zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft über die Beseiti- 
gung von Diskriminierungen auf dem Gebiet der 
Frachten und Beförderungsbedingungen im Eisen- 
bahn-, Straßen- und Binnenschiffsverkehr zur Unter- 
richtung vorgelegt. 

Der mitbeteiligte Wirtschaftsausschuß hat dem 
federführenden Ausschuß empfohlen, den Entwurf 
ohne weitere Anregungen zur Kenntnis zu nehmen. 
Der Ausschuß für Verkehr, Post- und Fernmelde- 
wesen hat den Entwurf in seiner Sitzung vom 
14. Januar 1960 beraten. 

Artikel 79 des EWG- Vertrages sieht im Verkehr 
innerhalb der Gemeinschaft die Beseitigung der 
Diskriminierungen vor, „die darin bestehen, daß ein 
Verkehrsiunternehmer in denselben Verkehrsverbin- 
dungen für die igleichen Güter je nach ihrem Her- 
kunfts- Oider Bestimmungsland unterschiedliche 
Frachten und Bevförderungsbedingungen anwendet". 
Absatz 3 des gleichen Artikels schreibt vor, 
daß vor dem 1. Januar 1960 eine Regelung zur 
Durchführung dieses Grundsatzes getroffen werden 
muß. Aus verschiedenen Gründen war der Minister- 
rat nicht in der Lage, eine abschließende Entschei- 
dung bis zu diesem Zeitpunkt zu treffen. Er hatte 
in Aussicht genommen, über den von der Kom- 
mission ihm vorgelegten Entwurf am 18. Januar 
1960 zu beschließen. Auch dieser Termin mußte 
verschoben werden; einzelne Regierungen haben in 


gewissen Punkten Änderungen des Verordnungs- 
entwurfs vorgeschlagen; die Verhandlungen hier- 
über dauern noch an. Es ist anzunehmen, daß der 
Rat Anfang Februar entscheiden wird. 

Die in Artikel 79 genannten Diskriminierungen 
werden durch die Verordnung verboten. Neue 
Diskriminierungen dürfen künftig nicht einge- 
führt werden. Die bestehenden Diskriminierun- 
gen sind bis zu einem bestimmten Zeitpunkt zu 
beseitigen. Zur Feststellung der Diskriminierungen 
nach Artikel 79 Abs. 1 sind bestimmte Beweismittel 
nötig. Zu diesem Zweck muß ein einfaches, aber be- 
weiskräftiges Beförderungspapier für alle Beförde- 
rungen innerhalb der Gemeinschaft eingeführt wer- 
den. Soweit derartige Dokumente bereits vorhan- 
den sind, brauchen neue Beförderungspapiere nicht 
eingeführt zu werden. Dies gilt vor allem für die 
Bundesrepublik. Für Transporte von geringer Be- 
deutung und für den Werkverkehr sind gewisse 
Ausnahmen vorgesehen. Zur vollständigen Beseiti- 
gung der Diskriminierungen muß die „Transparenz" 
der Frachten und Bieförderungsbedingungen gewähr- 
leistet sein. Der Verordnungsentwurf sieht daher 
vor, daß die Frachten und Beförderungsbedingun- 
gen im Verkehr innerhalb der Gemeinschaft von 
einem bestimmten Zeitpunkt an zu veröffentlichen 
sind. Die Form, Gestaltung und der Anwendungs- 
bereich dieser Veröffentlichungen können sich den 
Gegebenheiten anpassen und brauchen nicht unbe- 
dingt für die drei Verkehrsträger einheitlich zu 
sein. 
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Um die Verordnung wirksam zu gestalten, sind I 
ein Überwachungssystem und Sanktionen vorgese- ; 
hen. Die Überwachung ist in erster Linie Aufgabe | 
der Mitgliedstaaten. Der Kommission ist jedoch das ! 
Recht eingeräumt, Stichproben vorzunehmen. Um 
die Durchführung der vorgesehenen Kontrollmaß- j 
nahmen zu gewährleisten, sollen die Mitgliedstaa- 
ten geeignete Sanktionsbestimmungen erlassen. Der 
Kommission soll das Recht zustehen, bei Zuwider- 
handlungen Zwangsgelder und Geldbußen festzoi- 
setzen. ' i 


Bonn, den 14. 


— 3, Wahlperiode 


Nach den derzeitigen Feststellungen wird die 
Verordnung für den Verkehr in der Bunidesrepm- 
blik keine nennenswerten Auswirkungen haben. 

Der Wirtschafts- und Sozialausschuß der EWG 
hat sich mit großer Mehrheit für den Verordnungs- 
entwurf ausgesprochen. 

Der Ausschuß für Verkehr, Post- und Fernmelde- 
wesen sprach sich für die Vorlage der Bundesregie- 
rung aus und verband damit den Wunsch, daß sie 
auf europäischer Ebene baldmöglichst erlassen wer- 
den möge. 


Januar 1960 


Rösing 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Verordnungsentwurf — Drucksache 1497 — 
zur Kenntnis zu nehmen. 


Bonn, den 14. Januar 1960 


Der Ausschuß für Verkehr, Post- und 
Femmeldewesen 

Dr. Bleiß 

Vorsitzender 


Rösing 

iBerichterstatter 
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